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Menschen mit Behinderungen

Mindestlohn für Werkstattbeschäftigte?
Analyse der WfbM: Entgelte, soziale Sicherung und Übergänge zum Arbeitsmarkt

Von Dietrich Engels, Anne Deremetz, Clarissa von Drygalski, Svenja Eibelshäuser, Arnold Pracht,  
Holger Schütz und Felix Welti

Das System der Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) bedarf einer Reform. Eine vorbereitende Ana-
lyse der aktuellen Situation und der möglichen Auswirkungen einer Umgestaltung kommt unter anderem zu 
dem Ergebnis, dass die Anwendung des Mindestlohngesetzes auf mindestens einen Teil der in Werkstätten 
Beschäftigten bereits jetzt geboten sein könnte.

I. Einführung

Die flächendeckende Etablierung und Verrechtlichung von 
Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) gehörte zu 
den großen Reformen des Behinderten- und Rehabilitati-
onsrechts 1974 und eröffnete dort arbeitenden Menschen 
einen Bezug zur gesellschaftlichen Arbeitsteilung und Er-
werbsarbeit und insbesondere zur gesetzlichen Kranken-, 
Renten- und Unfallversicherung, wie ihn von Jugend an be-
hinderte Menschen vorher nicht hatten. Die Werkstätten 
sind Teil der regionalen Sozialwirtschaft in Trägerschaft der 
freien Wohlfahrtspflege (insbesondere Caritas, Diakonie, 
AWO, Lebenshilfe) und flächendeckend in allen Kreisen und 
Städten eingerichtet. Aktuell bestehen rund 700 WfbM mit 
circa 300.000 Beschäftigten. Sie sind mit Betrieben des 
allgemeinen Arbeitsmarktes, auch großer Industrien, in 
vielfältigen Kooperationen ökonomisch verbunden. Diese 
können Aufträge an WfbM auf die Ausgleichsabgabe an-
rechnen (§ 223 SGB IX). WfbM sind bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe begünstigt (§ 224 SGB IX). Die WfbM haben ein 
Eingangsverfahren,  einen Berufsbildungsbereich und einen 
Arbeitsbereich. Nach ihrem gesetzlichen Auftrag sollen sie 
Arbeitsstätten sein und zur beruflichen Bildung und Reha-
bilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben und zur Persönlich-
keitsentwicklung beitragen (§ 219 SGB IX). Betrieb und Ent-
gelte der WfbM werden aus ihrem eigenen wirtschaftlichen 
Ergebnis, durch die Rehabilitationsträger, insbesondere die 
Eingliederungshilfe (Kommunen, Länder) nach dem SGB IX – 
Teil 2 – im Arbeitsbereich und die Bundesagentur für Arbeit 
im Berufsbildungsbereich (§§ 57, 58 SGB IX) sowie Mittel 
des Bundes (Arbeitsförderungsgeld, § 59 SGB IX, Rentenver-
sicherungsbeiträge, § 179 SGB VI) finanziert. 

Die meisten Beschäftigten in WfbM sind dort vollzeitbe-
schäftigt, gelten aber als voll erwerbsgemindert. Ihr arbeits-
rechtliches Rechtsverhältnis ist als arbeitnehmerähnlich 
festgelegt, soweit sie nicht Arbeitnehmer sind (§ 221 Abs. 1 
SGB IX). Zu ihrer Interessenvertretung bestehen Werkstat-
träte (§ 222 SGB IX). Ihre Entgelte werden praktisch nicht 
nach dem Mindestlohngesetz bemessen, sondern ergeben 
sich nach § 221 Abs. 2 SGB IX aus dem Grundbetrag (2023: 
126 Euro), dem nach WfbM und individuell verschiedenen 
Steigerungsbetrag und dem Arbeitsförderungsgeld (aktuell 
bis zu 52 Euro). Die Rentenversicherungsbeiträge werden 

nach 80 Prozent der Bezugsgröße bemessen (§ 168 Abs. 1 
Nr. 2 SGB VI). Nach 20 Jahren können sie eine Erwerbsmin-
derungsrente beantragen (§ 43 Abs. 6 SGB VI) und mit der 
Rente ihre Beschäftigung ohne Anrechnung fortsetzen (§ 93 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 SGB VI). Zugangsvoraussetzungen zum 
Arbeitsbereich der WfbM sind, dass für die Menschen mit 
Behinderungen eine Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt aktuell nicht in Betracht kommt und sie ein 
Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeit leisten 
können (§ 58 Abs. 1 SGB IX). Unter diesen Voraussetzungen 
haben sie einen Anspruch auf Beschäftigung in einer WfbM. 
Wird keine Möglichkeit zu einem Mindestmaß an wirtschaft-
lich verwertbarer Arbeit gesehen, kommen Leistungen zur 
sozialen Teilhabe in einer angegliederten Tagesförderstätte 
in Betracht (§ 219 Abs. 3 SGB IX). 

Die Zahl der behinderten Beschäftigten in WfbM ist lan-
ge Zeit kontinuierlich gestiegen, die Übergangsquote von 
ihnen in Betriebe des allgemeinen Arbeitsmarktes ist sehr 
gering. Die WfbM sind in der sozialpolitischen Kritik, ins-
besondere von Ländern und Gemeinden wegen der hohen 
Kosten der Eingliederungshilfe und von Behindertenverbän-
den als nicht inklusive »Sonderwelten«. Letztere Kritik wur-
de in den letzten Jahren auch international verstärkt, so im 
ersten deutschen Staatenberichtsverfahren der Vereinten 
Nationen zur UN-Behindertenrechtskonvention (2015)1 und 
durch eine Entschließung des Europäischen Parlaments 
(2021)2. Mit dem SGB IX (2001) und dem das SGB IX refor-
mierenden Bundesteilhabegesetz (BTHG, 2016) wurden 
keine erheblichen Änderungen am Recht der WfbM vorge-
nommen. Mit dem SGB IX wurde das Arbeitsförderungsgeld 
eingeführt und mit dem BTHG angehoben. Als Alternativen 
wurden andere Leistungsanbieter (§ 60 SGB IX), Inklusions-
betriebe (§ 215 SGB IX) und das Budget für Arbeit (§ 61 SGB 
IX) als Lohnkostenzuschuss für den gleichen Personenkreis 
in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes eingeführt. 

Eine Reform ist angesichts der großen Zahl von betroffe-
nen Menschen, beteiligten Akteure, Institutionen, sozialen 
und ökonomischen Interessen und des erheblichen finan-
ziellen Volumens nicht einfach. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales hat zur Vorbereitung einer Reform 2020 

1 CRPD/C/DEU/CO/1, 13. 5. 2015, Ziffer 50.
2 2020/2086 (INI).
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eine Studie zur Entgeltsituation in den WfbM und den Über-
gängen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in Auftrag gege-
ben, an der die Autor:innen dieses Beitrags mitgearbeitet 
haben3. Neben einer statistischen Datenanalyse wurden 
in der Studie Befragungen mit Werkstattleitungen, Werk-
stattbeschäftigten (sowie ihren Angehörigen und gesetzli-
chen Vertretungen), ehemaligen Werkstattbeschäftigten, 
Werkstatträten und Frauenbeauftragten zum bestehenden 
Entgeltsystem und zur gegenwärtigen finanziellen Lage der 
Beschäftigten sowie zu möglichen zukünftigen Alternativen 
durchgeführt. Zusätzlich erfolgten Berechnungen zu Alter-
nativen zum bestehendem Entgeltsystem und zu deren fi-
nanziellen Auswirkungen auf Staat und Gesellschaft.

II. Empirische Ergebnisse

Die Gesamtzahl der in WfbM tätigen Menschen mit Behin-
derungen liegt bei etwa 300.000 Personen, davon zwi-
schen 28.200 (2021) und 33.000 (2017) Teilnehmende am 
Eingangsverfahren/Berufsbildungsbereich (BBB). Weiter-
hin sind rund 39.000 Personen in einer Tagesförderstätte 
tätig, die in allen Bundesländern außer NRW als gesonder-
te Einrichtungen geführt werden.

An der Befragung der Werkstattleitungen beteiligten 
sich 311 WfbM, die im Durchschnitt 486 Mitarbeiter:innen 
beschäftigten. Im Arbeitsbereich weisen knapp zwei Drittel 
der Beschäftigten (64 Prozent) eine kognitive Beeinträchti-
gung auf. Knapp ein Viertel der Beschäftigten (23 Prozent) 
haben eine psychische/seelische Beeinträchtigung oder 
weisen eine Suchterkrankung auf. 11 Prozent der Beschäf-
tigten sind körperlich oder sinnesbeeinträchtigt. Der An-
teil der Beschäftigten mit Mehrfachbehinderung liegt bei 
42 Prozent, 16 Prozent benötigen pflegerische Leistungen. 
Rund 40 Prozent der Beschäftigten leben in besonderen 
Wohnformen und rund 60 Prozent in Privathaushalten.

Im Rahmen der Beschäftigtenbefragung wurden rund 
4250 Personen befragt. 88 Prozent der Befragten geben 
an, mit ihrer Arbeit zufrieden oder sehr zufrieden zu sein. 
Zugleich bewerten zwei Drittel der Befragten das eigene 
Entgelt als zu niedrig (67 Prozent) und nur knapp ein Drit-
tel als »so richtig«. Werkstattbeschäftigte mit einem rela-
tiv höheren Entgelt (Befragte mit einem selbstberichteten 
Entgelt von 250 Euro oder mehr) zeigen sich mit ihrer Ar-
beit zufriedener als Werkstattbeschäftigte mit geringe-
rem Entgelt (Befragte mit einem berichteten Entgelt von 
151 Euro oder weniger).

In einer gesonderten Befragung wurden 160 ehemalige 
Werkstattbeschäftigte befragt, von denen 72 Prozent auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiteten, 12 Prozent zum 
Befragungszeitpunkt wieder in eine WfbM zurückgekehrt 

3 Schlussbericht in der BMAS-Schriftenreihe Band 626 (2023), Zwischen-
berichte Band 607 (2022) und 586 (2021). Zur Diskussion siehe auch Vi-
viane Schachler, Werner Schlummer, Roland Weber (Hrsg.), Zukunft der 
Werkstätten – Perspektiven für und von Menschen mit Behinderung zwi-
schen Teilhabe-Auftrag und Mindestlohn (2023); Heinrich Greving/ Ulrich 
Scheibner (Hrsg.), Werkstätten für behinderte Menschen – Sonderwelt 
und Subkultur behindern Inklusion (2021), Viviane Schachler, Partizipati-
on durch Werkstatträte? (2021); Mario Schreiner, Teilhabe am Arbeitsle-
ben – Die Werkstatt aus Sicht der Beschäftigten (2017). 

waren und 11 Prozent aktuell keiner Erwerbstätigkeit nach-
gingen. Die Beschäftigten, die zum Befragungszeitpunkt 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig waren, zeigen sich 
eher mit der aktuellen Arbeitssituation zufrieden oder sehr 
zufrieden (92 Prozent) als diejenigen, die inzwischen wieder 
in der WfbM arbeiten (71 Prozent). Die Zufriedenheit mit der 
Arbeit in der WfbM ist zudem bei Rückkehrer:innen geringer 
als bei denen, die dort ununterbrochen beschäftigt waren. 
Möglicherweise sinkt also die Zufriedenheit mit der Arbeit 
in der WfbM, wenn bereits Erfahrungen mit der Arbeit auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt gemacht werden konnten. 

Das derzeitige Entgeltsystem aus 
 unterschiedlicher Perspektive
Die Gesamtsumme der von den Menschen mit Behinde-
rungen im Haushaltsjahr erwirtschafteten Arbeitsentgelte 
lag nach der WfbM-Statistik des Bundesamts für Soziale 
Sicherung (BAS) im Jahr 2019 bei 746,5 Millionen Euro und 
ist auf 742,8 Millionen Euro im Jahr 2020 und 731,7 Mil-
lionen Euro im Jahr 2021 gesunken. Im Jahr 2019 lag das 
durchschnittliche Entgelt bei 225 Euro pro Monat, davon 
80 Euro Grundbetrag, 97 Euro Steigerungsbetrag (§ 221 
SGB IX) und 48 Euro Arbeitsförderungsgeld (§ 59 SGB IX). 
Im Jahr 2020 lag das monatliche Entgelt in gleicher Höhe, 
im Jahr 2021 liegt es geringfügig höher bei 226 Euro.

Die finanzielle Lage der Werkstattbeschäftigten hängt 
davon ab, welche weiteren Leistungen sie beziehen. 50 Pro-
zent der Beschäftigten beziehen nach den Ergebnissen der 
empirischen Erhebungen eine Erwerbsminderungsrente 
(§ 43 SGB VI). Ein Teil der Beziehenden von Erwerbsmin-
derungsrente ist ergänzend auf Grundsicherung (§ 41 SGB 
XII) angewiesen. 42 Prozent der Werkstattbeschäftigten 
beziehen Leistungen der Grundsicherung, davon 7 Prozent 
ergänzend zu einer Erwerbsminderungsrente. 

Den Werkstattbeschäftigten, die in Privathaushal-
ten wohnten, standen im Bundesdurchschnitt des Jah-
res 2019 pro Monat 973 Euro zur Verfügung, wenn sie 
ergänzende Leistungen der Grundsicherung erhielten. 
Wenn sie eine Erwerbsminderungsrente bezogen, lag 
der verfügbare Einkommensbetrag bei durchschnittlich 
1051  Euro pro Monat, wobei im Durchschnittsfall kein 
Anspruch auf ergänzende Grundsicherung bestand. Von 
diesen Beträgen sind die Kosten für die Lebenshaltung 
einschließlich der Wohnkosten zu bestreiten. 

Eine Hochrechnung dieser Durchschnittsbeträge er-
gibt für das Jahr 2019 ein Gesamtvolumen in Höhe von 
4,96 Milliarden Euro, die sich wie folgt aufgliedern:4 
• Werkstattentgelte wurden für alle Beschäftigten in 

Höhe von rund 746,5 Millionen Euro gezahlt, davon 
Grundbeträge in Höhe von rund 265,6 Millionen Euro, 
Steigerungsbeträge in Höhe von rund 322,7 Millionen 
Euro und AFöG in Höhe von rund 158,1 Millionen Euro.

4 Diese Berechnung geht davon aus, dass 15 Prozent der Werkstattbeschäf-
tigten weder Leistungen der Grundsicherung noch Erwerbsminderungs-
rente beziehen, sondern ergänzend zu ihrem Werkstattentgelt Unterstüt-
zungsleistungen von Angehörigen erhalten.
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• Sozialversicherungsbeiträge (RV, KV) haben die WfbM 
für ihre Beschäftigten in Höhe von 1,71 Milliarden Euro 
gezahlt. Diese Beiträge werden seitens der Leistungs-
träger und des Bundes erstattet.

• Renten wegen voller Erwerbsminderung der DRV wur-
den an 42 Prozent der WfbM-Beschäftigten in Höhe von 
rund 1,41 Milliarden Euro gezahlt.

• Grundsicherungsleistungen wurden für 35 Prozent der 
WfbM-Beschäftigten in Höhe von 868,8 Millionen Euro 
gezahlt.

• Beide Leistungen: eine Rente wegen voller Erwerbs-
minderung mit ergänzender Grundsicherung beziehen 
7 Prozent der Werkstattbeschäftigten in einem Umfang 
von 195,3 Millionen Euro.

Nach der Befragung der Werkstattleitungen haben sich die 
durchschnittlichen Entgelte der Beschäftigten im Arbeits-
bereich zwischen 2015 und 2019 positiv entwickelt. Das 
durchschnittliche Entgelt (ohne AFöG) ist von 167 Euro im 
Jahr 2015 um 7 Prozent auf 179 Euro im Jahr 2019 gestie-
gen. Der Minimalwert betrug im Jahr 2019 durchschnitt-
lich 80 Euro, das höchste durchschnittliche Entgelt betrug 
447  Euro pro Monat. In den Folgejahren 2020 und 2021 
wurde die Entwicklung durch die Corona-Pandemie beein-
flusst. Die aufgrund von Kontaktverboten zeitweise erfor-
derlichen Schließungen der Werkstätten beeinträchtigten 
deren Wirtschaftstätigkeit teilweise erheblich, was auch in 
der Entwicklung der Entgelte zum Ausdruck kommt. 

Deutliche Unterschiede in der Entgelthöhe bestehen 
zwischen Arbeitsplätzen in der Werkstatt und ausge-
lagerten WfbM-Arbeitsplätzen in Betrieben des allge-
meinen Arbeitsmarkts. Das meiste Entgelt bekommen 
Beschäftigte auf solchen ausgelagerten Einzelarbeits-
plätzen, welches im Schnitt um 147 Euro pro Monat über 
dem Entgelt auf einem WfbM-internen Arbeitsplatz liegt.

Mit den Befragungen der WfbM-Beschäftigten, ehema-
ligen Werkstattbeschäftigten, Werkstatträten und Frauen-
beauftragten wurde das zentrale Ziel verfolgt, die Sicht der 
Menschen zum Thema »Entgeltsystem und Alternativen« 
einzuholen, die die Arbeit in der Werkstatt aus eigener 
Erfahrung kennen. Inhaltlich ging es jeweils um die The-
menblöcke Kenntnis und Transparenz des Entgeltsystems, 
Reformoptionen des Entgeltsystems sowie förderliche und 
hemmende Faktoren für Übergänge in den Arbeitsmarkt 
beziehungsweise in alternative Beschäftigungsformen. 

Zur Kenntnis des Entgeltsystems zeigen die Ergebnis-
se der Befragungen ein zweigeteiltes Bild: Rund die Hälf-
te der Befragten kennt das WfbM-Entgeltsystem recht gut 
auch in Detailaspekten; die andere Hälfte kennt sich da-
gegen wenig oder gar nicht damit aus. Dies trifft auch für 
Angehörige und beruflich Betreuende zu. Die Werkstat-
träte und (mit Abstrichen) die Frauenbeauftragten zeigen 
sich nicht umfassend gut zum Entgeltsystem informiert, 
so verfügen von ihnen nur relativ wenige Detailkenntnis-
se zu geschlechtsspezifischen Entgeltunterschieden oder 
zur Anzahl der AFöG-Beziehenden in ihrer Werkstatt. Dies 
kann zumindest teilweise auf die Komplexität und die da-
mit verbundene geringe Transparenz des bestehenden 
Entgeltsystems zurückgeführt werden. 

Mit Blick auf die Reformdiskussion des WfbM-Ent-
geltsystems ergibt sich zunächst, dass eine einheitliche 
Entgelthöhe für alle Werkstattbeschäftigten keine unge-
teilte Zustimmung findet. Stärkere Zustimmung (71 bis 77 
Prozent) gibt es für eine nach Leistung differenzierende 
Bezahlung, mit Ausnahme der ehemaligen Werkstattbe-
schäftigten (51 Prozent). Jeweils nennenswerte Anteile der 
Befragten stimmen aber auch beiden Aussagen zu (»glei-
cher Lohn für alle« beziehungsweise »Lohndifferenzie-
rung«). Demzufolge sprechen sich viele Befragte für eine 
Kombination der vermeintlich gegensätzlichen Aussagen 
aus: Zunächst wäre ein auskömmliches und angemesse-
nes Entgelt in gleicher Höhe für alle Werkstattbeschäftig-
ten zu schaffen, darauf könnte eine stärker leistungsori-
entierte Entgeltkomponente aufsetzen. Dies implizierte 
für unterschiedliche Arbeit unterschiedliche Löhne, aber 
unter Berücksichtigung der individuellen Ausgangslagen.

Sehr deutlich kritisieren viele Befragte in offenen 
Antworten das viel zu niedrige Entgeltniveau für ihre 
geleistete Arbeit, mit dem sie nicht einverstanden sind. 
Gewünscht wird eine deutliche Erhöhung des derzeitigen 
Entgelts. Darüber hinaus müsste die Entgeltreform den 
Befragten zufolge so gestaltet werden, dass möglichst 
keine Grundsicherungsleistungen mehr erforderlich 
sind. Schließlich sollte das (künftige) Entgeltsystem auch 
nachvollziehbar und verlässlich sein. Das monatliche 
Entgelt sollte konstant und ohne Schwankungen bleiben.

Übergänge aus der Werkstatt auf den 
 allgemeinen Arbeitsmarkt
Übergänge aus der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeits-
markt können durch das Budget für Arbeit oder auch In-
klusionsbetriebe unterstützt werden. WfbM-Arbeitsplätze, 
die in Betriebe des allgemeinen Arbeitsmarkts ausgelagert 
werden, können aufgrund ihrer höheren Arbeitsmarktnähe 
Übergänge begünstigen. Die meisten WfbM halten auch 
ausgelagerte Arbeitsplätze vor (9 Prozent der Arbeitsplät-
ze, davon sind rund 60 Prozent Einzelarbeitsplätze und 
rund 40 Prozent Gruppenarbeitsplätze).

Die Wechselquote der Übergänge auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt ist von 2015 bis 2019 von 0,26 Prozent auf 
0,35 Prozent gestiegen, verbleibt also trotz Anstiegs auf 
niedrigem Niveau. Von den auf den allgemeinen Arbeits-
markt gewechselten Beschäftigten wurden 82 Prozent in 
ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhält-
nis vermittelt, 6 Prozent in Unterstützte Beschäftigung und 
11 Prozent in eine andere Form der Beschäftigung. 

Aus Sicht der befragten Werkstattleitungen halten 
zwei Drittel einen höheren Lohn für den zentralen Anreiz 
für einen Wechsel auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. 
Als motivierende Faktoren gelten auch Änderungen des 
sozialen Status, eine höhere gesellschaftliche Anerken-
nung, eine Steigerung des Selbstbewusstseins sowie 
das Gefühl und das Wissen, unabhängig von Grundsi-
cherungsleistungen leben zu können. Für die Werkstatt-
beschäftigten selbst ist dabei die höhere Anerkennung 
für die eigene Arbeit besonders wichtig, für ehemalige 
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Werkstattbeschäftigte dagegen vor allem das höhere 
Entgelt.

Aus Sicht der befragten Werkstattbeschäftigten aus 
dem Arbeitsbereich findet ein Drittel einen Wechsel 
überlegenswert, aber zwei Drittel wollen in der Werk-
statt bleiben. In diesem fehlenden Übergangswunsch 
liegt auch einer der Gründe für die geringe Anzahl an Ar-
beitsmarktübergängen. In der Werkstatt zu bleiben ist für 
viele Befragte attraktiv, weil ihnen ihre dortige Tätigkeit 
zusagt und sie sich dort sozial wohl und gut aufgehoben 
fühlen. Hinderungsgründe für einen Wechsel bilden die 
Sorge vor dem Verlust des gewohnten Umfelds und die 
Sorge, den Anspruch auf eine Erwerbsminderungsrente 
zu verlieren. Weitere Hemmnisse sind die im Vergleich 
(deutlich) höheren Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt, 
denen sich viele Werkstattbeschäftigte nicht gewach-
sen fühlen. Auch Furcht vor Diskriminierung im neuen 
Kollegen:innenkreis mindert die Übergangsmotivation. 

Um Übergangsprozesse erfolgreich zu gestalten, be-
darf es auch hilfreicher Rahmenbedingungen und konkre-
ter Hilfen durch unterstützende Personen und Instanzen. 
Eine gute, umfassende Beratung und Information im Vor-
feld des Übergangs, der Abbau von Vorbehalten und Be-
fürchtungen bei Unternehmen und Beschäftigten sowie 
Hilfen zum Kennenlernen von Betrieben und Bewerbungs-
prozessen bilden aus Perspektive der vier Befragungen 
übereinstimmend besonders wichtige Elemente für gelin-
gende Übergangsprozesse. Zudem sind hierfür auch das 
soziale Umfeld und die Bezugspersonen wichtig. 

Alternative Entgeltsysteme

Die in der Studie untersuchten Vorschläge zur Reform des 
Entgeltsystems in WfbM lassen sich nach drei Typen unter-
scheiden: 

1. Kleinere Veränderungen ohne strukturelle Reform
Der Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion (2020), den Grund-
betrag konstant zu halten und stattdessen das steuerfi-
nanzierte AFöG zu erhöhen, hat nur geringe Auswirkun-
gen. Dieser Vorschlag führt zu Mehrkosten in Höhe von 
166 Millionen Euro beziehungsweise 5 Prozent. 

Die grundlegenden Ziele, die mit einer Reform des 
Entgeltsystems verknüpft sind, werden auf diesem Weg 
nicht erreicht, da die Entgeltkomponenten weiterhin 
intransparent bleiben, die Angewiesenheit auf Grundsi-
cherung bestehen bleibt und die Anreize zum Wechsel 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt nicht erhöht werden.

2. Einführung eines Grund- oder Basiseinkommens
Die Konzepte, die die Einführung eines Grund- oder 
Basiseinkommens vorsehen, sind mit den höchsten 
Kosten von rund 6,1 Milliarden Euro im Jahr 2023 ver-
bunden. Dies sind 2,5 Milliarden Euro mehr als die 
Kosten des derzeitigen Entgeltsystems. 

Diese Vorschläge führen zwar zu deutlichen finan-
ziellen Verbesserungen für die Beschäftigten und mehr 
Transparenz der Entgeltzahlungen, bleiben aber ohne 

Bezug zum allgemeinen Arbeitsmarkt. Der Charakter 
einer »Sonderwelt« wird damit nicht beseitigt, und An-
reize zu einem Wechsel auf den allgemeinen Arbeits-
markt werden nicht verstärkt. Aufgrund der Höhe der 
Leistung könnten Übergänge sogar gehemmt werden.

3. Am Mindestlohn orientierte Ansätze
Die Kosten, die durch die am Mindestlohn orientierten 
Vorschläge entstehen, liegen zwischen 3,9 Milliarden 
Euro und 5,2 Milliarden Euro und fallen damit etwas 
niedriger aus als die, die mit der Einführung eines 
Grund- oder Basiseinkommens verbunden sind. Mit 
Bezug auf die Mindestlohnmodelle bleibt festzuhalten:

Den Beschäftigten kann auf diesem Wege ein Er-
werbseinkommen ermöglicht werden, das zwar noch 
im unteren Lohnbereich bleibt, aber im Regelfall exis-
tenzsichernd ist, soweit es sich nicht um eine Teilzeit-
beschäftigung handelt. 

Die am Mindestlohn orientierten Modelle legen die 
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zugrun-
de. Die Trennung zwischen dem allgemeinen Arbeits-
markt und der »Sonderwelt« WfbM wird dadurch über-
wunden. Dies gilt sowohl objektiv aufgrund einheitlich 
geltender Vergütungsmaßstäbe, als auch subjektiv aus 
Sicht der Beschäftigten, die ein Selbstverständnis der 
Zugehörigkeit zum Arbeitsmarkt entwickeln können.

III. Ökonomische Aspekte 

Statistische Analysen verweisen auf mehrere zentrale 
Faktoren, die einen Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit der 
WfbM und damit der Entgelte der Beschäftigten haben. 
Hierzu zählen die Wirtschaftsregion, die Betriebsgröße 
(je größer der Betrieb, desto höher das Entgelt für die Be-
schäftigten), das Arbeitsergebnis und der Umsatzerlös pro 
Person als betriebswirtschaftliche Faktoren. 

Diese signifikanten Effektgrößen wurden in einer 
Vertiefungsstudie näher untersucht. Zentrale Frage war 
dabei, welche Faktoren für den wirtschaftlichen Erfolg 
einer WfbM ausgemacht werden können. Hierfür wur-
den erfolgreiche Werkstätten, die überdurchschnittliche 
Entgelte zahlen, aus wirtschaftlich starken und aus wirt-
schaftlich schwachen Regionen näher beleuchtet.

Die in der Vertiefungsstudie untersuchten WfbM wei-
sen allesamt ein breites und diverses Spektrum an Ge-
schäftsfeldern auf. Aus produktionswirtschaftlicher und 
Marketing-Perspektive ist eine »Überdiversifizierung« 
des Angebotsspektrums allerdings riskant: Das wirt-
schaftliche Ergebnis fällt demnach insbesondere schwä-
cher aus, wenn sehr kleine WfbM mit sehr breiten Produkt-
portfolios auftreten. Demgegenüber führt ein höheres 
Maß an Spezialisierung zu mehr Fertigungstiefe. Eine 
geringere Angebotsbreite ermöglicht dann Tätigkeitsfel-
der mit unterschiedlichen Kompetenzniveaustufen. Dies 
eröffnet den Beschäftigten mehr Auswahlmöglichkeiten. 
Dabei hängt es nicht zuletzt von den Geschäftskontakten 
und Kooperationen ab, welche Geschäftsfelder von WfbM 
jeweils wirtschaftlich erfolgreich sind. 
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Die untersuchten WfbM sind mit ihrem Kundenstamm 
aus mehrheitlich lokal ansässigen Firmen alle gut in die lo-
kale Wirtschaftsstruktur eingebunden. In Abhängigkeit von 
den angebotenen Auftragsfeldern werden aber auch Aufträ-
ge aus dem gesamten Bundesgebiet bearbeitet. Der Zugang 
und die Anbindung der WfbM an die lokale und regionale 
Infrastruktur bilden für Kund:innen und Auftraggeber:innen 
(LKW-Anlieferung, Autobahn-Ausfahrt in der Nähe etc.), 
aber auch für die Beschäftigten einen entscheidenden Fak-
tor (ÖPNV-Anschluss, zu Fuß erreichbar etc.).

Im Hinblick auf Organisation und Personal besteht ein 
hohes Maß dezentraler Entscheidungsbefugnisse, was 
fachlich kompetentes Leitungspersonal erfordert. In die-
sem Kontext erweisen sich auch eine personelle Ausdiffe-
renzierung von Marketing und Vertrieb sowie ein gut orga-
nisiertes Rechnungswesen und Controlling als relevant.

Im Hinblick auf Produktion beziehungsweise Dienst-
leistung werden in wirtschaftlich erfolgreichen WfbM 
zum Teil technologisch anspruchsvolle Aufträge unter 
Zuhilfenahme von zusätzlichem Personal oberhalb des 
Stellenschlüssels im Arbeitsbereich bearbeitet Die päd-
agogisch-rehabilitativen Strategien sind durch einen ho-
hen Stellenwert der Förderung von Übergängen auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt geprägt, was unter anderem 
durch ausgelagerte, betriebsintegrierte Arbeitsplätze mit 
Brückenfunktion angestrebt wird. 

IV. Rechtlicher Rahmen

Der Reformbedarf des aktuellen Entgeltsystems in WfbM so-
wie die rechtlichen Rahmenbedingungen einer zukünftigen 
Ausgestaltung ergeben sich aus seiner Betrachtung in den 
Regelungskreisen des deutschen Verfassungsrechts, des 
EU-Rechts sowie des Völkerrechts. Alle drei Rechtsebenen 
enthalten Benachteiligungsverbote aufgrund von Behinde-
rung, die bei einer zukunftsfähigen Regelung zum Arbeits-
entgelt behinderter Menschen in WfbM zu beachten sind. 
Zu untersuchen waren dabei insbesondere das Recht auf Ar-
beit nach Art. 27 Abs. 1 UN-BRK i.V.m. dem allgemeinen Ge-
bot auf Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung nach 
Art. 5 Abs. 1 und 2 UN-BRK, das Diskriminierungsverbot der 
Gleichbehandlungsrahmenrichtlinie (Art. 1, Art. 3 Abs. 1 
lit. c) RL 2000/78/ EG) sowie das Benachteiligungsverbot 
wegen einer Behinderung nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG.

Rechtsstellung

Menschen mit Behinderungen, die im Arbeitsbereich der 
WfbM beschäftigt sind, können nach § 221 Abs. 1 SGB IX 
entweder Arbeitnehmer sein oder stehen zu der WfbM in 
einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis. Die Recht-
spraxis geht davon aus, dass aus der Norm die Regelhaftig-
keit des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses folgt 
und lediglich ausnahmsweise die Arbeitnehmerstellung 
vorliegen kann.5 Jedoch bestehen an dieser Auffassung 

5 LAG Baden-Württemberg, 26. 1. 2009 – 9 Sa 60/08; Ritz/Palsherm, SWK-
BR, WfbM Rn. 31.

nach Wortlaut, Systematik und Sinn und Zweck des § 221 
Abs. 1 SGB IX Zweifel.6 Gestützt werden die Bedenken durch 
eine notwendige Auslegung im Einklang mit dem weiten 
Arbeitsverständnis des Art. 27 Abs. 1 UN-BRK, der zu einer 
Vermutung für die Arbeitnehmerstellung führt. Ebenfalls in 
diese Richtung weist die Rechtsprechung des EuGH, der im 
Kontext des Arbeitnehmerschutzes entschieden hat, dass 
auch Beschäftigte in (französischen) geschützten Werkstät-
ten Arbeitnehmer im unionsrechtlichen Sinne sein können.7 
Die Untersuchung zeigt, dass eine rechtssichere Beurtei-
lung der Rechtsstellung nur in jedem Einzelfall auf Grund-
lage der in § 611a BGB enthaltenen Grundsätze erfolgen 
kann. Anhaltspunkte für ein Arbeitsverhältnis liegen gem. 
§ 611a BGB vor, wenn die Arbeit weisungsgebunden, fremd-
bestimmt und in persönlicher Abhängigkeit erfolgt und eine 
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsge-
bers vorliegt. Diese Kriterien finden sich in dem Großteil der 
Beschäftigungsverhältnisse in WfbM wieder. Wenn die in 
§ 219 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX genannten rehabilitativen Elemen-
te bei der Beschäftigung im Hintergrund stehen oder in den 
Hintergrund getreten sind, ist dies daher in der Gesamtbe-
trachtung als Indiz für ein Arbeitsverhältnis zu werten. 

Wird das Beschäftigungsverhältnis hingegen maßgeb-
lich durch die rehabilitativen Ziele nach § 219 Abs. 1 Nr. 2 
SGB IX mitgeprägt, stehen die WfbM-Beschäftigten in einem 
arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis zur WfbM. Der In-
halt dieses Rechtsverhältnisses und die Frage, wieweit da-
rauf Arbeitsrecht anzuwenden ist, sind jedoch umstritten.8 
Ein Ausschluss der Geltung arbeitsrechtlicher Regelungen 
lässt sich nicht mit der fehlenden Eingliederung von Rehabi-
litanden in den Betrieb (§ 52 SGB IX) begründen. Nach § 221 
Abs. 4 SGB IX gilt die Rechtsstellung nach § 52 SGB IX nur im 
Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich der WfbM 
entsprechend. Für arbeitnehmerähnliche WfbM-Beschäf-
tigte im Arbeitsbereich ist die WfbM dagegen Arbeitsplatz 
und Rehabilitationsort in einem. Die Arbeit in der WfbM ist 
zugleich Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 56 SGB 
IX) wie auch Beschäftigung mit einem Mindestmaß an wirt-
schaftlicher Verwertbarkeit (§ 221 Abs. 1 und 3 SGB IX). Das 
arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis ist der Versuch, die-
se Doppelfunktion rechtlich zu erfassen. Aus der Historie 
der Norm geht hervor, dass der Gesetzgeber durch dieses 
Rechtsverhältnis eigener Art diejenigen Menschen mit Be-
hinderung in den Anwendungsbereich der Arbeitnehmer-
rechte einbeziehen wollte, die aufgrund fehlender Arbeit-
nehmereigenschaft vom Geltungsbereich ausgeschlossen 
waren.9 Das arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis impli-
ziert daher ein Gleichstellungsrecht von Menschen mit Be-
hinderungen in WfbM, aus dem die grundsätzliche Anwen-
dung aller arbeitsrechtlichen Vorschriften, insbesondere 
Schutzvorschriften, folgt, soweit nicht zwingende Gründe 
dagegensprechen. Auch aus Art. 27 UN-BRK folgt, dass »Ar-
beitnehmerähnlichkeit« als möglichst starke Ähnlichkeit zur 
Rechtsstellung des Arbeitnehmers zu verstehen ist.

6 Scheibner, br 6/2015, 158 (159); Reinhardt, Das Phänomen der Arbeit-
nehmerähnlichkeit, 582, Fechner, MiLoG, § 22 Rn. 6.

7 EuGH, 26. 3. 2015, C316/13 Fenoll.
8 Reinhardt, Das Phänomen der Arbeitnehmerähnlichkeit, 566 ff.
9 BT-Drs. 13/3904, S. 48 f; Schorn, SozSich 1/2003, 19 (20).
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Geltung des Mindestlohngesetzes (MiLoG)
Liegt zwischen behinderten Beschäftigten und der WfbM 
ein Arbeitsverhältnis vor, ist bereits heute von der Geltung 
des Arbeitsrechts einschließlich des Mindestlohngesetzes 
auszugehen. Zwar ist das Werkstättenrecht der §§ 219 ff. 
SGB IX als spezielleres Recht grundsätzlich vorrangig. Sei-
ne Besonderheiten, insbesondere das spezielle Entgelt-
system nach § 221 Abs. 2 SGB IX, lassen sich jedoch nicht 
in die Strukturprinzipien des Arbeitsrechts einordnen. 
Es kann argumentiert werden, dass der Gesetzgeber mit 
§ 221 Abs. 2 SGB IX nur das Entgeltsystem für die WfbM-
Beschäftigten in arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhält-
nissen regeln wollte, deren Beschäftigung durch die Re-
habilitation maßgeblich mitgeprägt ist. Es ist daher eine 
teleologische Reduktion möglich, die dazu führt, dass das 
Werkstättenrecht und sein Entgeltsystem nicht zur Anwen-
dung kommen. Die Geltung des Mindestlohngesetzes ent-
spricht zudem den Anforderungen des Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
lit. a) und b) UN-BRK, das Recht von Menschen mit Behin-
derungen auf diskriminierungsfreie, gerechte und günsti-
ge Arbeitsbedingungen zu gewährleisten.10 

Nach der derzeitigen Rechtspraxis werden arbeitneh-
merähnliche WfbM-Beschäftigte nicht in den Geltungsbe-
reich des MiLoG einbezogen. Das arbeitnehmerähnliche 
Rechtsverhältnis fordert jedoch, verstärkt durch Art. 27 
UN-BRK, die Geltung arbeitsrechtlicher Schutzvorschrif-
ten und somit auch die grundsätzliche Geltung des Mi-
LoG. Diese ist zudem vom Gesetzgeber weder durch den 
Wortlaut der §§ 1, 22 MiLoG noch in der Gesetzesbegrün-
dung ausdrücklich ausgeschlossen worden. Durch das 
Bundesteilhabegesetz ist die besondere Entgeltvorschrift 
in § 221 Abs. 2 SGB IX unverändert fortgeschrieben wor-
den, ohne sich, so weit ersichtlich, mit einem möglichen 
Konflikt mit dem MiLoG auseinanderzusetzen. Die syste-
matische Stellung der Vorschriften zueinander ist daher 
aktuell noch klärungsbedürftig. Da die Entgeltregelung 
des § 221 Abs. 2 SGB IX im Verhältnis zu den allgemeinen 
Vorschriften des MiloG als spezieller und durch die Fort-
schreibung im BTHG als jünger anzusehen ist, geht sie 
der Anwendung des MiLoG grundsätzlich vor. Im Einzel-
fall ist zu prüfen, ob § 221 Abs. 2 SGB IX im Einklang mit 
dem MiLoG ausgelegt werden kann. Dies wäre in Fällen 
möglich, in denen das wirtschaftliche Arbeitsergebnis 
der WfbM, aus dem gem. § 221 Abs. 2 SGB IX das Arbeits-
entgelt geleistet wird, die Zahlung eines entsprechend 
hohen Steigerungsbetrags zuließe, der auch das gege-
benenfalls nach § 59 Abs. 1 S. 2 und 3 SGB IX wegfallen-
de Arbeitsförderungsgeld kompensieren könnte. Davon 
ist jedoch in der Praxis in aller Regel nicht auszugehen. 
Besteht diese Möglichkeit nicht, führt der Vorrang der 
Entgeltregelung des § 221 Abs. 2 SGB IX dazu, dass eine 
Anwendung des MiLoG auf das arbeitnehmerähnliche 
WfbM-Beschäftigungsverhältnis ausscheidet.

10 Vgl. UN Fachausschuss UN-BRK, Allgemeine Bemerkungen zu Art. 27 UN-
BRK, CRPD/C/GC/8 v. 9. 9. 2022, Ziff. 26.

Verbotene Diskriminierung aufgrund von 
 Behinderung durch § 221 Abs. 2 SGB IX
Die spezielle Entgeltregelung in § 221 Abs. 2 SGB IX führt 
in Bezug auf die Geltung des MiLoG zu einer am Merkmal 
der Behinderung festgemachten Ungleichbehandlung der 
WfbM-Beschäftigten in arbeitnehmerähnlichen Rechtsver-
hältnissen mit den Arbeitnehmern innerhalb und außerhalb 
der WfbM. Zwingende Gründe, die diese Ungleichbehand-
lung rechtfertigen könnten, sind nicht ersichtlich. Häufig 
vorgebrachte Begründungen, wie eine geminderte Leis-
tungsfähigkeit der Beschäftigten oder die rehabilitative 
Komponente des Beschäftigungsverhältnisses, vermögen 
generalisiert nicht zu überzeugen. Denn die Ungleichbe-
handlung knüpft pauschal an den Arbeitsort WfbM an, der 
nur Menschen mit Behinderungen zugänglich ist, während 
für Menschen außerhalb einer WfbM – gleich ob behin-
dert oder nicht – kein allgemeiner Produktivitätsvorbehalt 
oder Rehabilitationsvorbehalt für die Geltung des MiLoG 
besteht. So ist eine eingeschränkte Leistungsfähigkeit aus 
arbeitsrechtlicher Sicht für den Abschluss eines Arbeits-
verhältnisses unbeachtlich11 und rehabilitative Leistungen 
sind nach dem Schwerbehindertenarbeitsrecht ausdrück-
lich für Arbeitsverhältnisse vorgesehen (vgl. § 185 SGB 
IX). Der pauschale Ausschluss der arbeitnehmerähnlichen 
WfbM-Beschäftigten aus der Anwendung des MiloG durch 
§ 221 Abs. 2 SGB IX stellt daher eine verbotene Diskrimi-
nierung nach deutschem Verfassungsrecht (Art. 3 Abs. 3 
Satz 2 GG), nach EU-Recht (Art. 1, Art. 3 Abs. 1 lit. c) RL 
2000/78/EG) sowie nach Völkerrecht (Art. 27 Abs. 1 Satz 2 
lit. a) und b) i.V.m. Art. 5 Abs. 1 und 2 UN-BRK) dar. Zu-
dem spricht insbesondere die Rechtsprechung des EuGH 
für die Einbeziehung der Werkstattbeschäftigten in den 
Anwendungsbereich der Mindestlohn-Richtlinie (RL (EU) 
2022/2041).12 Die aktuelle Rechtslage verstößt daher auch 
gegen Art. 6 Abs. 1 RL (EU) 2022/2041. Gesetzliche Aus-
nahmen vom Mindestlohn sind nicht unmöglich, müssen 
jedoch begründet und auf den Einzelfall und nicht auf die 
Arbeitsstätte bezogen sein. Zu beachten ist auch, dass der 
Mindestlohn ein Stundenlohn ist und seine Anwendung 
zur Differenzierung zwischen Arbeitszeiten und Rehabili-
tationszeiten in der WfbM-Beschäftigung führen könnte.

V. Reformvorschläge

In der Studie werden Optionen und Empfehlungen darge-
stellt. Zu ihnen gehört, nicht nur bei den Übergängen aus 
den Werkstätten, sondern auch beim Zugang anzusetzen. 
Hierzu kann gehören, den Berufsbildungsbereich aus den 
WfbM auszugliedern, das Ausbildungssystem inklusiver 
und flexibler zu machen und alle Auszubildenden in die 
regulären Berufsschulen einzubeziehen.

Den WfbM wird empfohlen, die Breite ihrer Tätigkeits-
felder zu Gunsten der Tiefe und damit zu anspruchsvolle-
ren Tätigkeiten zu erweitern, die regionale Vernetzung, den 

11 Vgl. Mrozynski, ZFSH SGB 2016, 304; Scheibner, br 2015, 161; Vgl. auch 
EuGH, 31. 5. 1989, 344/87 – Bettray, Rn. 15; EuGH, 3. 7. 1986, 66/85 – 
Lawrie Blum, Rn. 20; EuGH, 26. 3. 2015, C316/13 Fenoll.

12 EuGH, 26. 3. 2015, C316/13 Fenoll.
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Kontakt zu Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarkts 
zu vertiefen und ein Übergangsmanagement zu schaffen. 
Ausgelagerte Arbeitsplätze bedürfen einer differenzierten 
Betrachtung und Weiterentwicklung, auch mit Blick auf 
die Sorge, dass sie nur als günstige »Leiharbeit« dienen. 
Hier könnten öffentlich geförderte und tariflich vereinbarte 
Übergangsregelungen in Betriebe etabliert werden. 

Das Potenzial von Budget für Arbeit, unterstützter Be-
schäftigung und Inklusionsbetrieben muss mehr als bis-
her ausgeschöpft werden, auch für die Transformation aus 
WfbM und von WfbM. Die Mobilität der Beschäftigten, die 
bislang oft nahe der WfbM wohnen oder einen Fahrdienst 
in Anspruch nehmen können, sollte als eigenständige 
Übergangsbedingung in den Blick genommen werden.

Ein existenzsicherndes Entgeltsystem sollte darauf 
abzielen, dass bei Vollzeitbeschäftigung keine Angewie-
senheit mehr auf Grundsicherung besteht. Aus rechtli-
cher Sicht muss der Mindestlohn auch für Menschen mit 
Behinderung die Regel sein. Ausnahmen, etwa weil Re-
habilitation im Vordergrund steht, wären begründungs-
bedürftig und müssten gesetzlich geregelt und gegebe-
nenfalls befristet werden. 

Die möglichst weitgehende Angleichung an ein re-
guläres Arbeits- und Beschäftigungsverhältnis darf den 
Nachteilsausgleich in der Rentenversicherung für die 
Risiken Erwerbsminderung und Alter nicht in den Hin-
tergrund treten lassen. Ein Nachteilsausgleich darf aber 
nicht mehr an einen bestimmten Arbeitsplatz geknüpft 
werden und so den Übergang in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt erschweren. Denkbar ist insoweit eine Weiter-
entwicklung des gegenwärtigen Systems von steuerlich 
finanzierten Beiträgen bei behinderungsbedingt niedri-
gem Einkommen oder auch eine Weiterentwicklung der 
Grundrente. Es besteht auch bereits heute erhöhter Be-
darf an Rentenberatung durch die Träger der DRV und die 
Ergänzende Unabhängige Teilhabeberatung.

Für die künftige leistungsrechtliche und strukturel-
le Regelung der WfbM ist insgesamt zu prüfen, wie das 
Verhältnis von Arbeitgeber und Unternehmen einerseits, 
Rehabilitationseinrichtung andererseits neu bestimmt 
werden kann. 

Ausblick

In den Schlussfolgerungen zum Deutschen Staatenbericht 
vom 8. September 2023 hat der UN-Ausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen besonders drin-
gend und herausgehoben empfohlen, in enger Konsulta-
tion mit und bei aktiver Einbeziehung von Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen einen Aktionsplan zu 
entwickeln, um den Übergang von Menschen mit Behinde-
rungen aus Werkstätten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
in allen Ländern zu fördern, mit Ressourcen und einem 
Zeitplan13.

Für eine isolierte Reform der Entgeltsituation könnte 
der Bund allein das Arbeitsförderungsgeld erhöhen. Eine 

13 CRPD/C/DEU/CO/2-3. Nr. 62, 75.

umfassendere Reform zum Übergang aus den Werkstät-
ten und zur Transformation der Werkstätten ist eine an-
spruchsvollere Aufgabe. Das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales scheint die Möglichkeiten dafür 
ausloten zu wollen. Die Verbände von Menschen mit Be-
hinderungen und die Werkstatträte, die freie Wohlfahrts-
pflege und die Werkstattträger, die Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände, Länder, Kommunen, Sozialversi-
cherungsträger und Wissenschaften sind aufgefordert, 
sich an der Diskussion zu beteiligen. 
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